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Niederschrift über die öffentliche 
 

Sitzung des Bauausschusses 

 

am Mittwoch, 1. März 2023 
 

im Sitzungssaal des Rathauses Bad Hindelang 
 

2. Sitzung 
 

  Beginn: 18:30 Uhr 
   Ende: 20:00 Uhr 
 
 
Anwesend: 
Dritter Bürgermeister Karg Thomas 
Marktgemeinderat Besler Stephan 
Marktgemeinderat Beßler Melanie als Vertreterin von Fritz Valentin 
Marktgemeinderat Geißler Dominic 
Marktgemeinderat Huber Joachim 
Marktgemeinderat Keck Alexander als Vertreter von Kling Simon 
Marktgemeinderat Pargent Reinhard 
Marktgemeinderat Schöll Christian 
Marktgemeinderat Scholl Kaspar  
Marktgemeinderat Wechs Jakob 
 
Ferner: 
Verwaltung Wechs Stefan 
Verwaltung Kellner Hans-Peter 
Verwaltung Fügenschuh Judith (Schriftführerin) 
 
Entschuldigt: Erste Bürgermeisterin Dr. Rödel Sabine 
 Fritz Valentin 
 Kling Simon 
 
 

Die Öffentlichkeit ist durch 13 Zuhörer vertreten. 
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Vorbemerkungen: 
 
Dritter Bürgermeister Thomas Karg eröffnet die Sitzung. Er stellt die ordnungsge-
mäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit fest.  
 
 
 
1. Genehmigung der Niederschrift über den öffentlichen Teil der Sitzung 

vom 11.01.2023 
 
Gemäß Einladung waren die Bauausschussmitglieder Joachim Huber und 
Christian Schöll für die Überprüfung der Niederschrift über den öffentlichen Teil 
der Sitzung vom 11.01.2023 eingeteilt. Da Herr Huber zu Beginn der Sitzung 
noch nicht die Gelegenheit hatte, das entsprechende Protokoll vollständig zu 
lesen, wird der Tagesordnungspunkt „1. Genehmigung der Niederschrift über den 
öffentlichen Teil der Sitzung vom 11.01.2023“ im Einvernehmen des 
Bauausschusses auf einen späteren Zeitpunkt verschoben. 
 
Der Bauausschuss genehmigt nach Befragen der Gemeinderatsmitglieder 
Joachim Huber und Christian Schöll das öffentliche Bauausschussprotokoll vom 
11.01.2023. 
 
 
 
2. Bauanträge 
 
2.1 Neubau einer Maschinenhalle beim landwirtschaftlichen Anwesen 

Krummenbach 3 in Unterjoch 
 
Sachverhalt: 
 
Bauamtsleiter Stefan Wechs informiert die Anwesenden, dass der Antragsteller 
seinen Bauantrag zurückgezogen hat, daher entfällt dieser Tagesordnungspunkt.  
 
 
 
2.2 Neubau eines Wohnhauses an der Sonnenstraße in Unterjoch 
 
Sachverhalt: 
 
Beantragt ist der Neubau eines Wohnhauses mit 3 Wohneinheiten und einer 
Doppelgarage mit einer Grundfläche von rd. 220 m². 
 
Das Vorhaben liegt im Bebauungsplangebiet Unterjoch I und ist nach  
§ 30 BauGB zu beurteilen. Gebietsart nach BNVO: Dorfgebiet (MD) 
 
Wie Bauamtsleiter Stefan Wechs erläutert, ergibt die Überprüfung mit den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes mehrere, erforderliche Ausnahmen bzw. 
Befreiungen, welche zur Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens notwendig 
wären: 
 
Gebäude:      teils außerhalb der Baugrenze > Befreiung 
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Garage:         teils außerhalb der Baugrenze > Ausnahme  
Anzahl WE:   3 WE               > Ausnahme 
DN:        20°               > Befreiung 
Fassade:       teils Holz              > Befreiung 
 
Stefan Wechs erklärt außerdem, dass eine Ausnahme bereits bei der Erstellung 
des Bebauungsplanes vorgesehen wird, eine Befreiung ist hingegen außerhalb 
den Festsetzungen. 
 
Für die Erweiterung des Baurechtes auf der Flurnummer 2583/3, Gemarkung 
Unterjoch wird der Eintrag einer Einheimischen-Dienstbarkeit empfohlen. 

 
Beschluss: 

10 : 0 Stimmen 
 
Zum Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für den Neubau eines 
Wohnhauses mit 3 Wohneinheiten und einer Doppelgarage auf dem Grundstück 
Fl.Nr. 2583/3, Gemarkung Unterjoch, wird das gemeindliche Einvernehmen unter 
folgenden Bedingung erteilt: 
 

1. Folgenden Ausnahmen bzw. Befreiungen von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes „Unterjoch I“ werden zugestimmt: 

 
          Gebäude:      teils außerhalb der Baugrenze > Befreiung 
          Garage:         teils außerhalb der Baugrenze > Ausnahme  
          Anzahl WE:   3 WE          > Ausnahme 
          DN:   20°          > Befreiung 
          Fassade:   teils Holz         > Befreiung 
 

2. Es wird der Eintrag einer Einheimischen-Dienstbarkeit für das Grundstück  
           Fl.Nr. 2583/3, Gemarkung Unterjoch gefordert. 
 

3. Das anfallende Regen- bzw. Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück 
Fl.Nr.2583/3, Gemarkung Unterjoch zu versickern. 
 

4. Die gemeindliche Entwässerungssatzung ist zu beachten. 
 
Im Nachgang zu der Sitzung des Bauausschusses wurde festgestellt, dass der 
Beschluss rechtliche Mängel enthielt und es somit zu keiner rechtswirksamen 
Beschlussfassung gekommen ist. Der Tagungsordnungspunkt wird daher 
nochmals in der nächsten Sitzung des Bauausschusses am 29.03.2023 
behandelt und zur Beschlussfassung vorgelegt. 
 
 
 
2.3 Neubau einer Doppelgarage in Obergschwend 6 in Unterjoch 
  
Wie Stefan Wechs erläutert, ist die Errichtung einer Garage mit einer Größe von 
ca. 58 m² mit einer Überdachung nach Nordwesten, in unmittelbarer Nähe, 
nordwestlich des Anwesens Obergschwend 6 geplant. 
 
Die Einfahrt zur Garage erfolgt über die nordöstlich gelegene Straße. 
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Neben der Nutzung als Fahrzeugstellplatz soll die Garage auch für Fahrräder der 
Gäste genutzt werden. 
 
Das Vorhaben liegt im Außenbereich sowie im Landschaftsschutzgebiet und ist 
nach § 35 Abs. 2 BauGB zu beurteilen. 
 
In der Bauausschusssitzung vom 14.07.2021 lag bereits eine Bauvoranfrage vor, 
es wurde das gemeindliche Einvernehmen unter folgenden Bedingungen in 
Aussicht gestellt: 
 

- Das Landratsamt legt die rechtliche Begründung für die grundsätzliche 
Genehmigungsfähigkeit des Bauvorhabens im Außenbereich dar. 

- Vorbehaltlich der Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde, da sich das  
Vorhaben im Landschaftsschutzgebiet befindet. 

- Die geplante Doppelgarage ist so weit wie möglich an das bestehende 
Wohnhaus heranzurücken. 
 

Zuletzt hatte sich der Bauausschuss am 27.07.2022 mit einem Bauantrag zu 
diesem Vorhaben befasst. Im damals vorliegenden Bauantrag war die Garage, 
gegenüber der Bauvoranfrage, um 3,0 m weiter nach Nordwesten gerückt. 
 
Eine Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde zum geplanten Vorhaben 
lag noch nicht vor. 
 
Zur genauen Beurteilung des Vorhabens fehlte damals zudem eine Übersicht der 
bestehenden Wohneinheiten und der gesamten Stellplatzsituation in den 
Anwesen Obergschwend 5 und Obergschwend 6. Durch den mit Bescheid vom 
Jahr 2001 genehmigten Einbau einer Wohnung in die bestehende PKW-Garage 
hat sich ebenfalls eine Stellplatzmehrung ergeben, die nachzuweisen ist. 
 
Es wurde damals folgender Beschluss gefasst: 
 
Zum Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für den Neubau eines Carports auf 
dem Grundstück Fl.Nr. 2547/2, Gemarkung Unterjoch, wird das gemeindliche 
Einvernehmen nicht erteilt. 
 
Zur Beurteilung des Vorhabens sind noch folgende Punkte zu klären: 
 

- Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde zum geplanten Vorhaben 
- Genaue Situierung der Garage 
- Klärung der bestehenden Wohnsituation und der gesamten 

Stellplatzsituation (Obergschwend 5 und Obergschwend 6) 
 
Nun liegt ein überarbeiteter Bauantrag vor: 
 

- Die Situierung der Garage (näher am südöstlich gelegenen Wohnhaus) 
wurde berücksichtigt. 

- Nach Rückfrage bei der unteren Naturschutzbehörde beim Landratsamt 
Oberallgäu fand bereits ein Ortstermin statt. Ein weiterer Ortstermin soll im  
Frühjahr stattfinden. Dabei geht es um eine evtl. Umsetzung von seltenen  
Blumenarten (Orchideen) auf dem künftigen Standort der Garage. 
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- Eine Übersicht der aktuellen Stellplatzsituation liegt vor, der 
Stellplatznachweis ist erbracht. 

 
Für das bestehende Gebäude „Obergschwend 5“ existiert kein 
Stellplatznachweis, für das Gebäude „Obergschwend 6“ hingegen liegt ein 
Stellplatznachweis aus dem Jahr 2000 vor, in diesem wurden 6 Stellplätze im 
Freien genehmigt. 
 
Mit dem nun vorliegenden Stellplatznachweis können die erforderlichen 
Stellplätze für die Gebäude „Obergschwend 5 + 6“ nachgewiesen werden. 
 

Beschluss: 
10 : 0 Stimmen 

 
Zum Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für den Neubau eines Carports auf 
dem Grundstück Fl.Nr. 2547/2, Gemarkung Unterjoch, wird das gemeindliche  
Einvernehmen unter folgenden Bedingungen erteilt: 
 

1. Die Belange der unteren Naturschutzbehörde, Landratsamt Oberallgäu  
sind zu berücksichtigen. 

 
2. Neubauteile sind dem Bestand anzupassen. 

 
3. Das anfallende Regen- bzw. Niederschlagswasser ist auf dem  

Grundstück Fl.Nr.2547/2, Gemarkung Unterjoch zu versickern. 
 

4. Die gemeindliche Entwässerungssatzung ist zu beachten. 
 
Der Bauausschuss bestätigt den aktuell vorliegenden Stellplatznachweis mit 
Datum vom 27.02.2023. 
 
 
 
2.4 Erweiterung des Wohnhauses Passstraße 6 in Oberjoch 
 
Sachverhalt: 
 
Wie Bauamtsleiter Wechs berichtet, ist der Anbau eines Widerkehrs nach 
Westen mit einer Grundfläche von 26,66 m² an das Einfamilienhaus Passstraße 
6 in Oberjoch beantragt.  
Es handelt sich um eine Erweiterung der bestehenden Wohnung. 
 
Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich der Ortsrandsatzung Oberjoch - 
westlicher Ortsrand und ist nach § 34 BauGB zu beurteilen. 
Gebietsart nach BNVO: Mischgebiet (MI) 
 
Die Anzahl der Wohneinheiten bleibt bestehen (1 Wohneinheit), der 
Stellplatznachweis ist erbracht (vorhandene Doppelgarage). 
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Beschluss: 
10 : 0 Stimmen 

 
Zum Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für die Erweiterung des 
Einfamilienhauses auf dem Grundstück Fl.Nr. 2835/2, Gemarkung Bad 
Hindelang, wird das gemeindliche Einvernehmen unter folgender Bedingungen 
erteilt: 
 

1. Neubauteile sind dem Bestand anzugleichen. 
 

2. Das anfallende Regen- bzw. Niederschlagswasser ist auf dem  
Grundstück Fl.Nr. 2835/2, Gemarkung Bad Hindelang zu versickern. 

 
3. Die gemeindliche Entwässerungssatzung ist zu beachten. 

 
 
 

2.5 Neubau einer Garage beim Anwesen Kühgasse 17c in Bad Oberdorf 
 
Sachverhalt: 
 
Beantragt ist der Neubau einer Garage mit einer Grundfläche von 19,25 m² 
südlich des Anwesens Kühgasse 17c.  
 
Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes  
„Obere Kühgasse West“ und ist nach § 30 BauGB zu beurteilen.  
Gebietsart nach BNVO: Allgemeines Wohngebiet (WA) 
 
Wie Hans-Peter Kellner mitteilt, bedarf es einer Befreiung von den 
Bebauungsplanfestsetzungen für die Situierung der Garage außerhalb der 
festgesetzten Baugrenzen. 
 
Auf Nachfrage von Bauausschussmitglied Kaspar Scholl, ob für das 
Hinterliegergrundstück Fl.Nr. 3947, Gemarkung Bad Hindelang ein Zufahrtsrecht 
besteht, versicherte die Verwaltung, dies noch umgehend zu prüfen. 

 
Beschluss: 

10 : 0 Stimmen 
 
Zum Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für den Neubau einer Garage auf 
dem Grundstück Fl.Nr. 3942, Gemarkung Bad Hindelang, wird das gemeindliche 
Einvernehmen unter folgenden Bedingungen erteilt. 
 

1. Einer Befreiung für die Situierung der Garage außerhalb der im  
Bebauungsplan festgesetzten Baugrenze sowie einer Gesamthöhe der  
Garage über 3,00 m gegenüber dem natürlichen Gelände gemäß  
§ 31 Abs. 2 BauGB wird zugestimmt. 

 
2. Das Gebäude liegt nicht an einer öffentlichen Verkehrsfläche. Es erfolgt  

kein gemeindlicher Winterdienst auf der privaten Zufahrt. 
 



16 
 

 

3. Das anfallende Regen- bzw. Niederschlagswasser ist auf dem  
Grundstück Fl.Nr. 3942, Gemarkung Bad Hindelang zu versickern. 

 
4. Die gemeindliche Entwässerungssatzung ist zu beachten. 

 
5. Die Durchfahrtsmöglichkeit für das Grundstück Fl.Nr. 3947, Gemarkung  

Bad Hindelang ist vorab zu prüfen. 
 
 
 
2.6 Bauantrag zum Neubau des Wohnhauses Schwandenweg 12 1/2  

in Vorderhindelang 
 Nutzungsänderung von Kellerräumen zu einer 3. Wohneinheit 
 
Sachverhalt: 
 
Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Vorderhindelang 
nördlich Kapellengasse“ und ist nach § 30 BauGB zu beurteilen.  
Gebietsart nach BNVO: Dorfgebiet (MD) 
 
Das ursprünglich genehmigte Vorhaben wurde planabweichend errichtet. 
Der EG - Rohfußboden wurde 1,10 m höher wie genehmigt ausgeführt. 
Es erfolgte eine Baueinstellung und die Vorlage von Tekturplänen. 
 
Stefan Wechs erinnert an die Bauausschusssitzung vom 12.01.2022, in der über 
die 1. Tekturplanung beraten und folgender Beschluss gefasst wurde:  
 
Zum 1. Tekturantrag auf Erteilung einer Baugenehmigung für den Neubau eines  
Zweifamilienwohnhauses mit Garage auf dem Grundstück Fl.Nr. 957, 
Gemarkung Bad Hindelang, wird das gemeindliche Einvernehmen erteilt unter 
der Voraussetzung, dass alle Nachbarn den Tekturantrag unterzeichnet haben. 
 
Folgenden Befreiungen gemäß § 31 Abs. 2 BauGB wird zugestimmt: 
 

- Überschreitung der im Bebauungsplan festgelegten Höhenkote über  
NN für die Wandhöhe von 848,50 m auf 848,93 m 

- Ausführung mit einer Dachneigung von 20° anstelle der im  
Bebauungsplan festgesetzten Neigung von 22 - 28° 

- Geländeauftrag von 2,45 m anstelle der gemäß Bebauungsplan 
zulässigen max. Höhe von 2,00 m 

- In-Erscheinung-Treten von mehr als zwei Geschossen talseitig 
 
Das Landratsamt Oberallgäu hat diese 1.Tektur mit Bescheid vom 06.04.2022 
genehmigt. 
 
Nun wurde ein neuer Antrag eingereicht. Nach Abstimmung mit der 
Bauaufsichtsbehörde wird dieser als Bauantrag und nicht als 2. Tektur 
behandelt. Es ist die Umnutzung der Räumlichkeiten im Kellergeschoss in eine 
weitere, dritte Wohneinheit beantragt. Gegenüber den genehmigten 
Planunterlagen wurde das Gebäude mittlerweile südseitig weiter freigelegt. 
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Bauausschussmitglied Reinhard Pargent weist darauf hin, dass der Tekturantrag 
gegensätzlich des bereits gefassten Beschlusses trotz fehlender Unterzeichnung 
aller Nachbarn an das Landratsamt weitergeleitet wurde.  
 
Es gilt vorab noch zu klären, welcher Planstand der Ansicht Südseite genehmigt 
wurde und ob die Freilegung bereits im genehmigten Plan eingezeichnet war. 
Die Verwaltung wird dies umgehend abklären und dem Bauausschuss 
kundgeben. 
 

Beschluss: 
10 : 0 Stimmen 

 
Zum Bauantrag auf Erteilung einer Genehmigung für den Einbau einer weiteren 
Wohnung im Kellergeschoss auf dem Grundstück Fl.Nr. 957, Gemarkung Bad 
Hindelang, wird das gemeindliche Einvernehmen aus den folgenden Gründen 
nicht erteilt: Den erforderlichen Befreiungen vom Bebauungsplan wird nicht 
zugestimmt: 
 

1. Weiterer Geländeabtrag auf der Talseite des Hauptgebäudes.  
 

2. Flachdach statt Satteldach (zweigeschossiger Anbau). 
 

3. Anbauten nach Osten mit Überbauung der Verkehrsfläche. 
 
 
 
2.7 2.Tekturantrag zum Neubau einer Garage beim Anwesen 

Schwandenweg 12 1/2 in Vorderhindelang 
 
Sachverhalt: 
 
Bezugnehmend auf den vorherigen Tagesordnungspunkt informiert 
Bauamtsleiter Wechs, das ein weiterer Antrag zu diesem Bauvorhaben 
eingegangen ist: 
2. Tekturantrag zum Neubau einer Garage beim Anwesen Schwandenweg 12 
1/2 
 
Anbau nach Osten: 
 

- als Garage  4,24 m x 6,50 m = 77,17 m² 
- als Carport 3,02 m x 6.50 m = 19,63 m²   
- Nutzung der Flachdachgarage als Terrasse, zugänglich von der 

Wohneinheit im DG 
 
Folgende Punkte sind dabei zu beachten: 
 

1. Anbau nach Osten mit größerer Grundfläche 
2. Anbau nach Osten mit Nutzung des Flachdaches als Terrasse mit 

Geländer 
3. Nutzung Garage mit Carport (bisher Garage) 
4. Anbau ist planabweichend gebaut, trotz Roteintrag in der 

1.Tekturgenehmigung 
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5. Gestaltung führt zu einer Verschlechterung der Gesamtsituation 
6. Bislang keine Befreiung für Ausführung als Flachdach (zulässig nur für 

eingeschossige Anbauten, hier zweigeschossig) 
7. Überbauung der im Bebauungsplan festgesetzten Verkehrsfläche 

 
Bauamtsleiter Wechs weist zusätzlich darauf hin, dass der Anbau bereits 
realisiert wurde. Außerdem wurde vom angrenzenden Nachbar eine 
Grenzgarage errichtet, d.h. die erforderlichen Abstandsflächen für den vom 
Antragsteller errichteten Carport wurden nicht übernommen. 

 
Beschluss: 

10 : 0 Stimmen 
 
Zum 2. Tekturantrag auf Erteilung einer Genehmigung für den Neubau einer 
Garage auf dem Grundstück Fl.Nr. 957, Gemarkung Bad Hindelang, wird das 
gemeindliche Einvernehmen aus den folgenden Gründen nicht erteilt: 
 

1. Anbau nach Osten mit größerer Grundfläche. 
 

2. Anbau nach Osten mit Nutzung des Flachdaches als Terrasse mit 
Geländer. 

 
3. Nutzung Garage mit Carport (bisher Garage). 

 
4. Anbau ist planabweichend gebaut, trotz Roteintrag in der 

1.Tekturgenehmigung. 
 

5. Gestaltung führt zu einer Verschlechterung der Gesamtsituation. 
 

6. Bislang keine Befreiung für Ausführung als Flachdach (zulässig nur für 
eingeschossige Anbauten, hier zweigeschossig). 

 
7. Überbauung der im Bebauungsplan festgesetzten Verkehrsfläche. 

 
Den Befreiungen von den Bebauungsplan-Festsetzungen gemäß  
§ 31 Abs. 2 BauGB wird nicht zugestimmt. 
 
 
 
2.8 Neubau eines Austragshauses mit Carport und 2 Ferienwohnungen 

beim Anwesen Groß 4 
 
Sachverhalt: 
 
Beantragt ist der Neubau eines Austraghauses ca. 10,0 m nordöstlich der 
Hofstelle mit einer Grundfläche von ca. 130 m² sowie angebautem Carport  
(ca. 36 m²) und 2 Ferienwohnungen am Anwesens Groß 4. 
 
Das Vorhaben liegt im Außenbereich und ist nach § 35 BauGB zu beurteilen.  
Gebietsart nach BNVO: Fläche für Landwirtschaft 
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Als Ersatz für den ehemaligen landwirtschaftlichen Teil des Anwesens Groß 4 
wurde 2012 ein separates Stallgebäude mit Tenne realisiert. 
 
Im Wohnteil des Anwesens Groß 4 sind zwei Wohneinheiten genehmigt.  
(Laut Antragsteller sollen diese als 1 Altenteiler- und 1 Ferienwohnung genutzt 
werden.) Im Neubau sind neben der privilegierten (Betriebsleiter-)Wohnung zwei 
Ferienwohnungen geplant - gesamt also 5 Wohnung auf der Hofstelle. 
 
Das Bestandsgebäude Groß 4 ist noch nicht an die öffentliche 
Wasserversorgung bzw. Abwasserentsorgung angeschlossen. Die Herstellung 
der Anschlüsse war gemäß Schreiben des Antragsstellers für 2020 zugesagt.  
 
Wechs erinnert an die September-Sitzung 2022, in der der Bauausschuss bereits 
eine Bauvoranfrage zu dem geplanten Bauvorhaben behandelt hat.  
Damals waren beantragt: 
 

1. Neubau eines Austragshauses ca. 25 m südöstlich der Hofstelle mit einer 
Grundfläche von 140 m² (10 x 14 m) 

2. Anbau einer 10 x 13,20 m großen Maschinenhalle/privaten Werkstatt an 
den Wohnteil des Bauernhofs Groß 4 auf dem auf dem Grundstück  
Fl.Nr. 1668/2 

 
Im damaligen Beschluss wurde u.a. Folgendes festgehalten: 
 

1. Das Austragshaus muss dauerhaft dem Betrieb zugeordnet bleiben. Es ist 
eine entsprechende beschränkte persönliche Dienstbarkeit zu bestellen. 

2. Das beantragte Austragshaus ist nach Fertigstellung und das bestehende 
Wohnhaus nach abgeschlossenem Umbau an die gemeindliche 
Wasserversorgung und Kanalisation anzuschließen, ebenso die 
Milchkammer im Stallgebäude. 

3. Ggf. ist eine Nutzungsänderung (der Betriebsleiter- zu einer 
Altenteilerwohnung) im Bestandsgebäude zusätzlich zu beantragen. 

4. Um die größtmögliche Schonung des Außenbereichs zu wahren, ist der 
vorgesehene, neu entstehende Wohnraum unter Berücksichtigung der 
Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien „Bauen im Rahmen 
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe“ zu realisieren. 
 

Beschluss: 
10 : 0 Stimmen 

 
Zum Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für den Neubau eines 
Austragshauses mit Carport und 2 Ferienwohnungen auf dem Grundstück  
Fl.Nr. 1668/2 Gemarkung Bad Hindelang, wird das gemeindliche Einvernehmen 
unter folgenden Bedingungen erteilt: 
 

1. Das Austragshaus muss dauerhaft dem Betrieb zugeordnet bleiben. Es ist 
eine entsprechende beschränkte persönliche Dienstbarkeit zu bestellen. 

 
2. Das beantragte Austragshaus ist nach Fertigstellung und das bestehende 

Wohnhaus nach abgeschlossenem Umbau an die gemeindliche 
Wasserversorgung und Kanalisation anzuschließen, ebenso die 
Milchkammer im Stallgebäude. 
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3. Die gemeindliche Entwässerungssatzung ist zu beachten. 
 

4. Es ist eine Nutzungsänderung (der Betriebsleiter- zu einer 
Altenteilerwohnung) im Bestandsgebäude zusätzlich zu beantragen. 

 
5. Um die größtmögliche Schonung des Außenbereichs zu wahren, ist der 

vorgesehene, neu entstehende Wohnraum unter Berücksichtigung der 
Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien „Bauen im Rahmen 
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe“ zu realisieren. 
 

6. Der Stellplatzplan ist nachzureichen. 
 
 
 
2.9 Anbau eines Büros sowie Erweiterung der Garage um einen Carport 

beim Anwesen Rauhornweg 3 in Hinterstein 
 
Sachverhalt: 
 
Wie Stefan Wechs mitteilt, ist der Anbau eines Büros (Nordosten) für private 
Nutzung sowie Erweiterung der Garage um einen Carport und Neubau einer 
Garage (Südosten) am Anwesen Rauhornweg 3 beantragt.  
Zudem ist die Neuerstellung einer Außenpool-Anlage mit einer Grundfläche mit  
rd. 7,00 m x 3,00 m im nördlichen Grundstücksbereich geplant.  
Hierbei handelt es sich um ein verfahrensfreies Vorhaben nach Art. 57 BayBO. 
 
Das Vorhaben liegt im Innenbereich und ist nach § 34 BauGB zu beurteilen.  
Gebietsart nach BNVO: Dorfgebiet (MD) 
 

Beschluss: 
10 : 0 Stimmen 

 
Zum Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für den Anbau eines Büros sowie 
Erweiterung der Garage um ein Carport auf dem Grundstück Fl.Nr. 4399/3, 
Gemarkung Bad Hindelang, wird das gemeindliche Einvernehmen unter 
folgenden Bedingung erteilt: 
 

1. Neubauteile sind dem Bestand anzupassen. 
 

2. Das anfallende Regen- bzw. Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück 
Fl.Nr. 4399/3, Gemarkung Bad Hindelang zu versickern. 

 
3. Die gemeindliche Entwässerungssatzung ist zu beachten. 
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3. Auftragsvergaben 
 
3.1 Lagerhalle Bauhof 
  Vergabe von Asphaltierungs –und Pflasterarbeiten 
 
Sachverhalt: 
 

In der Sitzung des Marktgemeinderates vom 17.11.2021 erfolgte die Vorstellung 

und Billigung der Planung sowie Kostenschätzung mit Durchführungsbeschluss 

zum Neubau der Lagerhalle für den gemeindlichen Bauhof. Die Verwaltung 

wurde beauftragt, den Planungs- und Vergabeprozess durchzuführen, über die 

tatsächliche Vergabe wird jeweils nach Vorlage der Ausschreibungsergebnisse 

entschieden.  

 

Im Haushaltsjahr 2023 sind für diese Baumaßnahme 140.000 € eingestellt. 

 

Fünf Gewerke wurden bereits in der Marktgemeinderatssitzung vom 20.07.2022 

vergeben. Nun wurden zwei weitere Gewerke auf der Grundlage der VOB/A 

freihändig ausgeschrieben. 

 

Unter Berücksichtigung der Nachrechnung und Prüfung der Angebote ergeben 

sich für die Gewerke folgende Bieterfolgen: 

 

1. Boden-, Pflasterarbeiten und Trockenbauwand 
 
Es wurden vier Firmen zur Angebotsabgabe aufgefordert. Vier Angebote 
sind eingegangen. 
 

Bieter Angebotssumme brutto USt % % 

Bieter 1 54.423,16 € 19 100 

Bieter 2 54.859,30 € 19 100,80 

Bieter 3 59.654,70 € 19 109,61 

Bieter 4 63.554,93 € 19 116,78 

 
2. Asphaltarbeiten 

 
Es wurden fünf Firmen zur Angebotsabgabe aufgefordert. Vier Angebote 
sind eingegangen. 
 

Bieter Angebotssumme brutto USt % % 

Bieter 1 18.591,47 € 19 100 

Bieter 2 19.014,26 € 19 102,27 

Bieter 3 19.813,74 € 19 106,57 

Bieter 4 25.130,09 € 19 135,17 

 

Die Ausführung erfolgt im April 2023. Der vordere Bereich der Außenfläche soll 
asphaltiert werden, da dieser häufig von schwereren Geräten befahren wird.  
Auf Nachfrage teilt Hans-Peter Kellner mit, dass sich die Höhe der Kosten für  
die Pflasterarbeiten aus der Hangsicherung mit Wasserbausteinen ergibt, die 
ebenfalls im Angebot enthalten ist. 
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1. Boden-, Pflasterarbeiten und Trockenbauwand 
 

Beschluss: 
9 : 0 Stimmen 

 
Der Bauausschuss stellt die persönliche Beteiligung des 
Bauausschussmitgliedes Jakob Wechs fest, da ihm der Beschluss über die 
Auftragsvergabe einen unmittelbaren Vor-/ Nachteil bringen kann (Art. 49 Abs. 1 
GO). Über die Voraussetzung der persönlichen Beteiligung entscheidet der 
Bauausschuss ohne Mitwirkung des persönlich Beteiligten (Art. 49 Abs. 3 GO). 
 

Beschluss: 
9 : 0 Stimmen 

 
Der Auftrag Boden-, Pflasterarbeiten und Trockenbauwand für den Neubau der 
Lagerhalle Bauhof wurde auf der Grundlage des Angebotes vom 08.02.2023 an 
die Firma Josef Scheibel GmbH & Co. KG aus Füssen zum Angebotspreis von 
54.423,16 € brutto vergeben. 
 

2. Asphaltarbeiten 
 

Beschluss: 
10 : 0 Stimmen 

 
Der Auftrag Asphaltarbeiten für den Neubau der Lagerhalle Bauhof wurde auf 
der Grundlage des Angebotes vom 08.02.2023 an die Firma Dobler GmbH &  
Co. KG Bauunternehmung aus Kißlegg zum Angebotspreis von 18.591,47 € 
brutto vergeben. 
 
 
 
4. Bekanntgaben, Verschiedenes, Anfragen 
 
4.1 Informationen zum Bauvorhaben an der B 308  
 
Das staatliche Bauamt Kempten führt in diesem Jahr umfangsreiche Arbeiten an 
der Bundesstraße B 308 im Bereich Sonthofen – Bad Hindelang durch.  
So soll die Asphaltdecke zwischen Sonthofen-Binswangen und dem „Fink-
Kreisel“ erneuert werden, außerdem ist geplant, neben der Ertüchtigung der 
Brücke über die Ostrach, zwischen Sonthofen und Bad Hindelang 
(„Johannesbrücke“) auch die Brücken im Bereich Reckenberg, Alpgasse, 
Kurhaus und westlich „Schnitzelalm“ Instand zu setzen.  
Bauamtsleiter Wechs teilt mit, dass in der Marktgemeinderatssitzung am 
15.03.2023 das Bauvorhaben durch das staatliche Bauamt, Herrn Dr. Hocke und 
Herrn Riedler, vorgestellt wird. Um Schwierigkeiten während der Bauphase und 
offene Fragen klären zu können, bittet Wechs die Gemeinderatsmitglieder diese 
bei der Sitzung anzusprechen. 
 
4.2 Denkmalschutz: Dacheindeckung beim Anwesen Im Schlauchen 26 
 
Bei der Gemeinde ging eine Anfrage des Denkmalschutzes bezüglich neuer 
Dacheindeckung am Anwesen Im Schlauchen 26 ein, mit der Bitte um 
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Stellungnahme. Die aktuelle Dacheindeckung aus Schindeln ist 
marode/schadhaft und muss somit erneuert werden. Geplant ist nun anstelle der 
Schindeln ein Kupferblech anzubringen. Aufgrund der Nutzung des Anwesens 
und dem regelmäßigen Erneuerungszyklus von Schindeln stehen die 
Bauausschuss-Mitglieder einer Dacheindeckung aus Kupferblech positiv 
gegenüber. 
 
4.3 WC-Anlage Unterjoch 
 
Stefan Wechs teilt mit, dass der Genehmigungsbescheid für die WC-Anlage in 
Unterjoch eingegangen ist. 
 
4.4 Stadel-Neubau im Zusammenhang mit Bergmahd im  
  Retterschwanger Tal 
 
Bauamtsleiter Wechs erinnert an die im Zusammenhang mit der Bergmahd 
gefassten Beschlüsse. 
 
Das Einvernehmen der Gemeinde wurde damals unter dem Vorbehalt der 
Privilegierung erteilt, der geplante Stadel sollte verfahrensfrei errichtet werden. 
 
Am 13.12.2022 ging eine E-Mail der Bauaufsichtsbehörde ein mit der 
Information, dass gemäß Stellungnahme vom 02.11.2022 das Amt für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitteilte, dass die Voraussetzungen für 
eine Genehmigung nach § 35 Abs. 1 Satz 1 BauGB nicht gegeben sind.  
Seitens des AELF bestehen allerdings keine Einwände und auch die 
Bauaufsichtsbehörde hält das Vorhaben gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB für 
zulässig.  
 
Der Bauausschuss hat dann in der Sitzung vom 11.01.2023 nochmals über das 
Vorhaben beraten und folgenden Beschluss gefasst (siehe auch 
Beschlussauszug vom 11.01.2023): 
 

1. Der Bauausschuss bestätigt den Beschluss vom 05.10.2022. Für den 
Neubau eines Stadels auf dem Grundstück Fl.Nr. 4693, Gemarkung Bad 
Hindelang, wird das gemeindliche Einvernehmen nicht erteilt, da eine 
landwirtschaftliche Privilegierung und somit die Voraussetzungen für eine 
Genehmigung nach § 35 Abs. 1 Satz 1 BauGB nicht gegeben sind. 
Konsequenzfälle sind zu befürchten. 
 

2. Sollte das Landratsamt das gemeindliche Einvernehmen für den Neubau 
des Stadels ersetzen, wird das Landratsamt darauf hingewiesen, dass für 
derartige Vorhaben eine Rückbauverpflichtung gesetzlich vorgeschrieben 
ist. Der Markt Bad Hindelang fordert daher, dass für den Fall, dass die 
Bergmahd nicht mehr betrieben wird gem. § 35 Abs. 5 Satz 2 BauGB die 
Rückbauverpflichtung in die Baugenehmigung für den Stadel 
aufgenommen wird.  

 
Mit Schreiben vom 08.02.2023 informierte das Landratsamt die Gemeinde, dass 
das gemeindliche Einvernehmen ersetzt wird, jedoch nur für die Heuseilbahn und 
mit Hinweis, dass der bereits errichtete Stadel nicht Gegenstand des 
Baugenehmigungsverfahrens sei. 
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Die Gemeinde besteht jedoch darauf, dass bei Aufgabe der Bergmahd sowohl 
die Heuseilbahn als auch der Stadel zurückgebaut wird. 
 
Auf Nachfrage bei Rechtsanwalt Dr. Busse wurde der Gemeinde Folgendes 
mitgeteilt: 
 
Ein Stadel ist im Außenbereich nur dann genehmigungsfrei, wenn er einem land-
oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient (Art. 57 Abs. 1 Nr. 1c BayBO). 
Da im vorliegenden Fall nach der Stellungnahme des Amtes für Landwirtschaft 
keine Privilegierung vorliegt, stellt sich die Frage, ob der Stadel zwingend  
für den Betrieb der Hochseilbahn erforderlich ist, da sonst das hierfür notwendige 
Material sowie das Heu nicht gelagert werden kann. 
Sofern eine solche funktionelle Zugehörigkeit besteht, kann der Markt das 
Landratsamt darauf hinweisen, dass im Genehmigungsbescheid sehr wohl die 
Auflage aufzunehmen ist, dass auch der Stadel bei Aufgabe der Bergmahd 
zurückgebaut werden muss. 
 
Falls eine solche Zusammengehörigkeit nicht besteht, stellt der Stadels einen 
Schwarzbau dar, der aufgrund der fehlenden Privilegierung nicht 
genehmigungsfähig ist. 
In diesem Fall ist das Landratsamt aufzufordern, den Stadels zu beseitigen. 
 
Auf Empfehlung von Dr. Busse wurde dem Landratsamt mitgeteilt, dass bei einer 
Genehmigung der Hochseilbahn nicht nur eine Auflage für den Rückbau 
der Bahn im Falle der Betriebsaufgabe aufzunehmen ist, sondern auch der 
Rückbau des Stadels, der dann keine Funktion mehr hat und somit ebenfalls 
eine entsprechende Auflage im Genehmigungsbescheid zweckmäßig ist. 
 
 
 

-------------------- 
 

Der Inhalt dieses Protokolls steht unter dem Vorbehalt der Genehmigung 
durch den Bauausschuss. 


